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1 

Einleitung 

Das Versicherungsaufsichtsrecht ist eine Materie, die sich stetig im Fluss 
befindet. Der Wandel auf nationaler Ebene ist dabei vor allem den Vorga-
ben und dem Einfluss der Europäischen Union geschuldet. 

Mit der Einführung einer europäischen Aufsichtsbehörde für das Versiche-
rungswesen und die betriebliche Altersversorgung (European Insurance 
and Occupational Pension Authority, EIOPA)1 zum 1. Januar 2011 erreich-
te diese Entwicklung auf europäischer Ebene ein neues Level.  

Die sog. Dritte Richtliniengeneration2 aus dem Jahre 1992 brachte in der 
Geschichte des Versicherungsaufsichtsrechts bislang die größte Verände-
rung mit sich, die bisher in nationales Recht umgesetzt wurde. Diese Ver-
ordnungen − jeweils eine für die Bereiche Schadens- und Lebensversiche-
rung − verbesserten die Zulassungsbedingungen für Versicherungsunter-
nehmen im europäischen Ausland, indem sich die Mitgliedstaaten darauf 
verständigten, eine Zulassung zum Geschäftsbetrieb aus einem der übrigen 
Mitgliedstaaten im Inland anzuerkennen. Auf diese Weise bedarf es nun-
mehr für ein Versicherungsunternehmen nur noch einer Zulassung, um eu-
ropaweit tätig werden zu können (sog. Single-licence-Prinzip). Darüber 
hinaus wurde die Aufsicht über die Versicherungsunternehmen dem Staat, 
in dem das Unternehmen seinen Geschäftssitz hat, zugewiesen (sog. Sitz-
landprinzip). Insoweit unterliegt die Finanzaufsicht seither ausschließlich 
dem Sitzland, während die Rechtsaufsicht in Kooperation zwischen der 
Sitzlandbehörde und der Tätigkeitslandbehörde ausgeübt wird. 

Nach längerer Zeit, in der das (europäische) Versicherungsrecht keine gro-
ßen Sprünge wagte, wurde es 2009 vor eine neue Herausforderung gestellt. 
Am 25. November 2009 erging die Richtlinie Solvency II,3 die es seither 
gilt, in nationales Recht umzusetzen. Dabei handelt es sich um ein derart 
komplexes Vorhaben, dass es noch weitere Jahre in Anspruch nehmen 
wird. Denn Solvency II weist im Vergleich zu den drei Richtliniengenera-

                                        
1  VO (EU) 1094/2010 vom 24. 11. 2010, ABl. EU L 331/48 (im Folgenden zit. als EIOPA-VO). 
2  RL 92/49/EWG vom 18. 6. 1992, ABl. EG L 228/1 (im Folgenden zit. als 3. RL Schaden); RL 92/96/EWG 

vom 10. 11. 1992, ABl. EG L 360/1 (im Folgenden zit. als 3. RL Leben).  
3  RL 2009/138/EG vom 25. 11. 2009, ABl. EU L 335/1 (im Folgenden zit. als RL Solvency II). 
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tionen eine völlig neue Grundstruktur auf. Es bedarf daher umfangreicher 
Anpassungen des nationalen Rechts. 

Die EIOPA wurde zeitlich erst nach dem Erlass der Richtlinie Solvency II 
errichtet. Da sie jedoch die Arbeiten und Aufgaben des CEIOPS4 (Com-
mittee of European Insurance and Occupational Pensions Supervisors) 
übernimmt, wurde sie schnell in den Solvency II-Umsetzungsprozess ein-
bezogen. Die EIOPA nimmt hierbei maßgebliche Funktionen wahr. 

CEIOPS war bereits eine wichtige Hilfsorganisation bei der Ausarbeitung 
von Leitlinien und europäischen Standards im Bereich der Versicherungs-
aufsicht. Obwohl CEIOPS lediglich ein Ausschuss mit ausschließlich 
nicht-bindenden Befugnissen darstellte, wirkte er bereits in hohem Maße 
an der Harmonisierung des Versicherungsaufsichtsrechts in den Mitglied-
staaten mit. 

Mit der Errichtung der EIOPA kommen in Zukunft nicht nur materielle 
Änderungen des nationalen Versicherungsaufsichtsrechts auf die Versiche-
rungswirtschaft zu. Mit der EIOPA wurde vor allem eine neue europäische 
Institution erschaffen. Im Vergleich zu ihrer Vorgängerinstitution CEIOPS 
besitzt die EIOPA jedoch eigene Rechtspersönlichkeit. Zudem gehen ihre 
Befugnisse weit über die des CEIOPS hinaus. 

Obwohl sich diese Arbeit im Schwerpunkt mit der EIOPA als Institution, 
ihren Aufgaben und ihrer Rechtmäßigkeit befasst, soll im Rahmen dieser 
Arbeit zunächst ein kurzer Überblick über die Entwicklung des Versiche-
rungsaufsichtsrechts auf europäischer Ebene bis zur Errichtung der EIOPA 
erfolgen. Denn die EIOPA als Institution baut auf den früheren Versiche-
rungsausschuss CEIOPS auf und reiht sich somit nicht nur institutionell, 
sondern auch hinsichtlich ihrer Aufgaben und Befugnisse in die Geschichte 
des Versicherungsaufsichtsrechts auf dem Weg zur Harmonisierung in den 
Mitgliedstaaten ein. 

Denn die ersten und zugleich auch größeren koordinierenden Harmonisie-
rungsakte auf dem Gebiet des Versicherungsaufsichtsrechts erfolgten be-
reits 1973 bis 1992 mit den drei Richtliniengenerationen zur Angleichung 
                                        
4  Beschluss der Kommission 2004/6/EG vom 5. 11. 2003, ABl. EU L 3/30; neu eingesetzt durch Beschluss 

der Kommission 2009/79/EG vom 23. 1. 2009, ABl. EU L 25/28. 
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der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten. Durch die 
Umsetzung in nationales Recht wurden hierdurch schrittweise grundlegen-
de Prinzipien geschaffen, die das grenzüberschreitende Versicherungsge-
schäft und eine effektive Aufsicht desselben vereinfachten. Dabei werden 
sowohl die wesentlichen Änderungen des materiellen Versicherungsauf-
sichtsrechts dargestellt, als auch die institutionellen Einrichtungen und eu-
ropäischen Abkommen vorgestellt, die im Bereich des Versicherungsauf-
sichtsrechts maßgeblich sind. Sodann wird sich eingehender mit der EI-
OPA befasst. Hierbei werden zunächst die Gründe zur Errichtung der EI-
OPA erläutert. Folgend wird die EIOPA als sog. „nachgeordnete“ 
Unionseinrichtung rechtlich qualifiziert und ihre Aufgaben und Arbeiten 
erläutert und analysiert. 

Der Schwerpunkt dieser Arbeit liegt sodann in der Untersuchung der Frage 
der Rechtmäßigkeit der EIOPA-VO. Bedenken bestehen hierbei insbeson-
dere im Hinblick auf die Rechtsgrundlage des Art. 114 AEUV, da es sich 
hierbei nicht um eine Rechtsgrundlage zur Errichtung europäischer Behör-
den handelt, sondern um eine Rechtsgrundlage zur Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten.  

Des Weiteren bestehen Bedenken gegenüber der Reichweite der der EI-
OPA innerhalb der EIOPA-VO zugewiesenen Kompetenzen, insbesondere 
dann, wenn es sich um Kompetenzen handelt, die Weisungen unmittelbar 
gegenüber nationalen Aufsichtsbehörden und/oder nationalen privaten 
Versicherungsunternehmen ermöglichen. Dass eine nachgeordnete europä-
ische Behörde nationalen privaten Unternehmen bindende Weisungen er-
teilen darf und diese zudem im freien Ermessen der europäischen Behörde 
stehen, ist ein Novum und bedarf daher eines besonderen Augenmerks. 

Der EuGH hat bereits in den 1950er Jahren festgestellt, dass europäische 
Behörden nicht uneingeschränkt mit Kompetenzen ausgestattet werden 
können, sondern in ihrer Handlungs- und Entscheidungsfreiheit gewissen 
Restriktionen unterliegen. Es ist daher zu untersuchen, ob die EIOPA die-
ser Rechtsprechung des EuGH zuwiderläuft. 

Zweifelhaft erscheint darüber hinaus, ob die EIOPA in hinreichendem Ma-
ße unionsspezifischen demokratischen Grundsätzen entspricht. Hierzu ist 
der interne Aufbau und ihre Struktur sowie erneut konkret die Aufgaben 
der EIOPA zu betrachten und unter demokratischen Gesichtspunkten zu 
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bewerten. Zudem ist zu prüfen, ob die EIOPA-VO als Unionsrechtsakt 
dem in Art. 5 Abs. 3 EUV niedergelegten Subsidiaritätsgrundsatz genügt, 
d. h. ob der mit der EIOPA-VO verfolgte Zweck auf mitgliedstaatlicher 
Ebene nicht ausreichend und auf Unionsbene besser zu verwirklichen ist. 
Innerhalb dieses Abschnittes wird die Errichtung der EIOPA abschließend 
auf ihre Verhältnismäßigkeit zu dem mit der Errichtung verfolgten Zweck 
hin überprüft. 

Mit Urteil vom 22. Januar 2014 hat sich der EuGH5 mit der Frage der 
Rechtmäßigkeit eines Teils der ESMA-VO6 befasst. Da die ESMA (Euro-
pean Securities and Markets Authority ) eine Schwesteragentur der EIOPA 
darstellt und die ESMA-VO in vielen Teilen parallel zur EIOPA-VO aus-
gestaltet ist, ist dieses Urteil auch für die vorliegende Untersuchung von 
besonderem Interesse. Entsprechend wird an verschiedenen Stellen dieser 
Arbeit auf das Urteil eingegangen. Aus noch zu erörternden Gründen kann 
den Ausführungen des EuGH jedoch nicht in jedem Fall zugestimmt wer-
den. Leider gehen die Ausführungen des EuGH insgesamt auch nicht im-
mer in die erforderliche Tiefe, sodass weiterhin Diskussionsbedarf über die 
Rechtsmäßigkeit der drei Schwesteragenturen EIOPA, ESMA sowie EBA 
(European Banking Authority) besteht.7 

Da die EIOPA-VO aufgrund verschiedener Aspekte letztlich als fehlerhaft 
zu qualifizieren sein wird, ist in einem letzten Abschnitt zu prüfen, welche 
Konsequenzen eine derartige Fehlerhaftigkeit mit sich bringt. Dabei wird 
insbesondere in den Blick genommen, inwieweit die EIOPA-VO selbst 
bzw. die auf der Grundlage der EIOPA-VO getroffenen Maßnahmen ge-
richtlich angreifbar sind. 

 

                                        
5  Rs. C-270/12 (ESMA), EU:C:2014:18. 
6  VO Nr. 1095/2010/EU vom 24. 11. 2010, ABl. EU L 331/84. 
7  Zur Struktur des neuen Finanzmarktaufsichtssystems und dem Verhältnis der Agenturen zueinander, vgl. 

noch eingehend im 1. Teil unter D.III. 
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1. Teil:  Entwicklung der Europäischen 
Versicherungsaufsicht 

A.  Die Einführung eines Europäischen Binnenmarktes 

Auf europarechtlicher Ebene hat sich das Versicherungsaufsichtsrecht be-
reits seit den 1950er Jahren sowohl primärrechtlich als auch sekundärrecht-
lich stetig weiterentwickelt. Diese Entwicklung nahm prägenden Einfluss 
auf das nationale Recht. 

Die ersten Entwicklungen im Bereich des Versicherungsaufsichtsrechts 
folgten aufgrund der allgemeinen Aufgaben- und Zielvorgaben der Europä-
ischen Union, die sich nunmehr in Art. 3 EUV normiert finden. Danach 
bietet die Union ihren Bürgerinnen und Bürgern insbesondere einen Raum 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts ohne Binnengrenzen (Abs. 2). 
In Abs. 3 wird nochmals explizit klargestellt, dass die Union einen Bin-
nenmarkt errichtet. Diese Feststellung ist nach dem zuvor Gesagten wohl 
lediglich deklaratorischer Natur, denn der Binnenmarkt beschreibt gem. 
Art. 16 Abs. 2 AEUV „einen Raum ohne Binnengrenzen“. Primärrechtlich 
bilden neben der Wettbewerbspolitik vor allem die vier Grundfreiheiten 
einen integrativen Bestandteil des freien Binnenmarktes sowie zugleich das 
Mittel zu dessen Verwirklichung.8 Zur Förderung des gemeinsamen Bin-
nenmarktes wurden daher in den unterschiedlichsten Rechtsbereichen 
schrittweise Harmonisierungsmaßnahmen getroffen. Im Bereich des Versi-
cherungsaufsichtsrechts bildete dabei die gegenseitige Anerkennung9 un-
terschiedlicher Aufsichtssysteme den ersten Schritt der europäischen Har-
monisierung. Erst mit der Zeit wurden die mitgliedstaatlichen Rechtsnor-
men angeglichen. Eine Rechtsangleichung zwischen den Mitgliedstaaten 
sollte dabei nur dann vorgenommen werden, wenn dies zur Erreichung der 
Ziele der Gemeinschaft erforderlich ist. Da die Aufsichtssysteme der Mit-
gliedstaaten entweder kaum entwickelt waren oder stark voneinander 
divergierten, entsprach ein sekundärrechtliches Eingreifen seitens des eu-
ropäischen Gesetzgebers zur Errichtung eines gemeinsamen Marktes auch 

                                        
8  Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 4. Aufl. 2011, Art. 3 EUV Rn. 22; Zeides, Zweigniederlassungen 

ausländischer Versicherungsunternehmen, 2004, S. 39. 
9  Schmidt, in: Schmidt, Europäisches Versicherungsaufsichtsrecht – Rechtsquellen der Länder der Europäi-

schen Wirtschaftsgemeinschaft, Bd. I, 1964, S. 10. 
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den gesetzlichen Anforderungen. Grundlage hierfür bildete die Verwirkli-
chung der in den EU-Verträgen vorgesehenen Grundfreiheiten. Im Zu-
sammenhang mit dem Versicherungsaufsichtsrecht sind vor allem die Nie-
derlassungs- und Dienstleistungsfreiheit relevant, denn im Versicherungs-
sektor geht es gerade in grenzüberschreitenden Fällen um Sachverhalte, in 
denen ein inländischer Versicherer im EU-Ausland oder ein EU-
ausländischer Versicherer im Inland tätig werden möchte, sei es durch eine 
Niederlassung oder im Wege des Dienstleistungsverkehrs. Es bedarf daher 
zunächst eines näheren Blickes auf Art. 49 ff. AEUV.10 

 

I.  Niederlassungsfreiheit 

Die Grundfreiheiten finden lediglich bei grenzüberschreitenden 
Sachverhalten11 Anwendung. Rein nationale Unternehmensgründungen 
oder -verlagerungen unterliegen der nationalen Gesetzgebung. Im Bereich 
der Versicherungsaufsicht kommt die Niederlassungsfreiheit daher nur 
zum Tragen, wenn ausländische Versicherungsunternehmen aus der 
EU/dem EWR im Inland oder inländische Unternehmen im EU/EWR-
Ausland tätig werden wollen. Nach dem Gesetzeswortlaut des Art. 49 
AEUV fällt in den Schutzbereich der Niederlassungsfreiheit die 
„Niederlassung von Staatsangehörigen“ (sog. primäre Niederlassungs-
freiheit). Nach Abs. 1 Satz 2 soll ebenfalls gesichert sein, die „Gründung 
von Agenturen, Zweigniederlassungen oder Tochtergesellschaften durch 
Angehörige eines Mitgliedstaats, die im Hoheitsgebiet eines Mietglied-
staats ansässig sind“ (sog. sekundäre Niederlassungsfreiheit). Für das 
Versicherungsaufsichtsrecht relevant ist vor allem letzterer Fall. Beachtlich 
ist in dieser Variante, dass der personelle Anwendungsbereich durch das 
Ansässigkeitserfordernis beschränkt wird,12 d. h. auf die sekundäre 
Niederlassungsfreiheit kann sich nur berufen, wer auch innerhalb eines 
Mitgliedstaates der EU/EWR tatsächlich ansässig ist. Zentraler Begriff 
innerhalb des Schutzbereiches ist die „Niederlassung“ an sich. Definiert 
                                        
10  Zunächst Art. 52 EWGV ff., dann geändert in Art. 43 EGV ff., jetzt Art. 49 AEUV ff. 
11  Leible/Streinz, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europäischen Union, 54. EL 2014, Art. 34 

AEUV Rn. 33; Kingreen, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 4. Auflage 2011, Art. 36 AEUV Rn. 16. 
12  Forsthoff, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europäischen Union, 54. EL 2014, Art. 49 AEUV 

Rn. 56 ff. 
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wird der Begriff im Gesetz unmittelbar nicht, er wurde jedoch seitens der 
Rechtsprechung weitestgehend geprägt als „eine feste Einrichtung, die bei 
Eingliederung in die nationale Volkswirtschaft der tatsächlichen Ausübung 
einer selbständigen Erwerbstätigkeit zu dienen bestimmt ist.“13 Der Begriff 
wird in seiner Anwendung weit verstanden.14 Ziel der Niederlassungs-
freiheit ist die Gewährung gleicher Zulassungsvoraussetzungen für 
EU/EWR-ansässige Unternehmen bei der Aufnahme von Tätigkeiten im 
EU/EWR-Inland. Verletzungen der Niederlassungsfreiheit stellen dabei 
nicht nur „augenfällige Diskriminierungen aufgrund der Staatsangehörig-
keit“ dar, „sondern auch alle versteckten Formen der Diskriminierung, die 
durch die Anwendung anderer Unterscheidungsmerkmale zu dem gleichen 
Ergebnis führen“,15 mithin also mittelbar diskriminierende Maßnahmen.16 
In gewissem Umfang besteht für die Niederlassungsfreiheit auch ein 
Beschränkungsverbot.17 In seinem Urteil Gebhard18 entwickelte der EuGH 
einen Prüfungsmaßstab für die Rechtfertigung lediglich beschränkender 
Maßnahmen wie folgt:  

„Nationale Maßnahmen, die die Ausübung der durch den Vertrag 
garantierten grundlegenden Freiheiten behindern oder weniger at-
traktiv machen können, [müssen] vier Voraussetzungen erfüllen […]: 
Sie müssen in nicht-diskriminierender Weise angewandt werden, sie 
müssen aus zwingenden Gründen des Allgemeininteresses gerecht-
fertigt sein, sie müssen geeignet sein, die Verwirklichung des mit 
ihnen verfolgten Ziels zu gewährleisten, und sie dürfen nicht über 
das hinausgehen, was zur Erreichung dieses Ziels erforderlich ist.“19  

Für das Versicherungsaufsichtsrecht bedeutet dies, dass die Verlagerung 
des Hauptsitzes eines EU/EWG-ausländischen Versicherungsunterneh-
mens, bzw. die Errichtung einer Zweigniederlassung oder Agentur, nicht 

                                        
13  EuGH, Rs. C-221/89 (Factortame II), Slg. 1991, I-3905; Rs. C-55/94 (Gebhard), Slg. 1995, I-4165 Rn. 37. 
14  EuGH, Rs. C-55/94 (Gebhard), Slg. 1995, I-4165 (4197). 
15  EuGH, Rs. C-3/88 (Kommission/Italien), Slg. 1989, S. 4035 Rn. 8. 
16  Forsthoff, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europäischen Union, 54. EL 2014, Art. 49 AEUV 

Rn. 76. 
17  Forsthoff, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europäischen Union, 54. EL 2014, Art. 49 AEUV 

Rn. 88 ff.; EuGH, Rs. C-55/94 (Gebhard), Slg. 1995, I-4165 Rn. 37; Rs. C-212/97 (Centros), Slg. 1999, I-
1484 Rn. 21 f. 

18  EuGH, Rs. C-55/94 (Gebhard), Slg. 1995, I-4165 Rn. 37. 
19  EuGH, Rs. C-55/94 (Gebhard), Slg. 1995, I-4165 Rn. 39. 
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strengeren Zulassungsvoraussetzungen unterliegen darf, als bei der Errich-
tung inländischer Versicherungsunternehmen. 

 

II.  Dienstleistungsfreiheit 

Die Dienstleitungsfreiheit grenzt sich zur Niederlassungsfreiheit nach der 
Rechtsprechung des EuGH weit überwiegend durch ein zeitliches Element 
ab. Während die Niederlassung auf Dauer angelegt ist, wird eine Dienst-
leistung nur vorübergehend ausgeübt. So soll die Einrichtung einer gewis-
sen Infrastruktur vor Ort, etwa durch Errichtung eines Büros oder einer 
Agentur, noch nicht die Dienstleistungsfreiheit ausschließen.20 Umgekehrt 
soll eine Tätigkeit schon der Niederlassungsfreiheit zuzuschreiben sein, 
wenn keine entsprechende Niederlassung vor Ort besteht (sondern etwa 
nur ein Büro), das Unternehmen aber von vornherein ausschließlich oder 
ganz überwiegend im Ausland tätig werden will.21 Wann im Einzelfall le-
diglich von einer vorübergehenden Leistung auszugehen ist, wird vom 
EuGH nicht scharf umrissen, eine Abgrenzung hat aber in jedem Fall an-
hand der jeweiligen Leistung zu erfolgen.22 Neben der Dauer spielen für 
die Qualifikation der Leistung Kriterien wie Häufigkeit, Regelmäßigkeit 
und Kontinuität eine Rolle.23 Gem. Art. 57 AEUV24 sind Dienstleistungen 
Leistungen, die in der Regel gegen Entgelt erbracht werden. 

Für das Versicherungsrecht wird die Dienstleistungsfreiheit im Bereich des 
Versicherungsvertragsrechts, d. h. bei Abschluss von Versicherungsverträ-
gen mit grenzüberschreitendem Bezug relevant.25 Hier lassen sich drei 
Fallgestaltungen unterscheiden:26 (1) Das Versicherungsunternehmen be-
gibt sich zur Erbringung der Dienstleistung vorübergehend in den Mit-
gliedstaat des Versicherungsnehmers, (2) der Versicherungsnehmer begibt 
                                        
20  EuGH, Rs. C-55/94 (Gebhard), Slg. 1995, I-4165 Rn. 27; Rs. C-3/95 (Reisebüro Broede), Slg. 1996,  

I-6511, Rn. 21. 
21  EuGH, Rs. 205/84 (Kommission/Bundesrepublik Deutschland), Slg. 1986, 3755 Rn. 21. 
22  Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsvermittlung in Deutschland, 

2002, S. 42. 
23  EuGH, Rs. C-55/94 (Gebhard), Slg. 1995, I-4165, Rn. 27. 
24  Vormals Art. 60 EWG, zunächst geändert in Art. 50 EGV, jetzt Art. 57 AEUV. 
25  EuGH, Rs. 205/84 (Kommission/Deutschland), Slg. 1986, Rn. 24. 
26  Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsvermittlung in Deutschland, 

2002, S. 42 f. 
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sich in den Mitgliedstaat des Versicherungsunternehmens und ersucht dort 
um Versicherungsschutz oder (3) beide Parteien einigen sich ohne Über-
schreitung der Grenzen auf die Erbringung einer grenzüberschreitenden 
Dienstleistung. Letzterer Fall bildet die typischste Form der Dienstleistung 
im Versicherungsbereich,27 da die Parteien hierbei den Ort selbst nicht 
wechseln, sondern ausschließlich die Dienstleistung.  

Während die Niederlassungsfreiheit die freie Standortwahl garantiert, 
schützt die Dienstleistungsfreiheit die erwerbswirtschaftliche Produktmo-
bilität über die Grenzen hinaus für entgeltlich erbrachte Leistungen, ohne 
dass sich der Dienstleistungserbringer in dem betreffenden Mitgliedstaat 
niederlassen muss.28 In Bezug auf die Dienstleistungsfreiheit enthalten die 
Art. 56 ff. AEUV ebenfalls sowohl ein Diskriminierungs- wie auch ein Be-
schränkungsverbot. Gerechtfertigt wird eine Beschränkung, solange diese 
dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entspricht.29 

 

III.  Sekundärrechtliche Regelungen 

Auf der Grundlage der Vorgaben zur Beseitigung der Beschränkungen, 
insbesondere der für das Versicherungsrecht relevanten Niederlassungs- 
und Dienstleistungsfreiheit, ergingen in den Folgejahren eine Vielzahl se-
kundärrechtlicher Regelungen, zumeist in Form von umsetzungsbedürfti-
gen Richtlinienvorgaben. Berühmteste Beispiele bilden hierbei die drei 
Richtliniengenerationen zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften auf dem Gebiet der Lebens- sowie Schadensversicherung. Bevor 
diese jedoch erlassen wurden, galt es zunächst einmal nach Inkrafttreten 
des Vertrages zur Gründung des EWR, das darin enthaltene Beschrän-
kungsverbot der Niederlassungs- sowie Dienstleistungsfreiheit praktisch 
umzusetzen. Das Problem und die daraus resultierende Notwendigkeit ei-
nes europarechtlichen Einschreitens lag darin, dass die Entwicklungen ein-
                                        
27  Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsvermittlung in Deutschland, 

2002, S. 43; Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 6. Aufl. 2014, § 25 Rn. 10. 
28  Randelzhofer/Forsthoff, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europäischen Union, 54. EL 2014, 

Art. 57 AEUV Rn. 41 ff. u. 52; Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versiche-
rungsvermittlung in Deutschland, 2002, S. 44. 

29  EuGH, Rs. 33/74 (van Binsbergen), Slg. 1974, 1299 Rn. 14/16; Schmidt, Die Deregulierung der Versiche-
rungsaufsicht und die Versicherungsvermittlung in Deutschland, 2002, S. 45. 
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zelner versicherungsaufsichtsrechtlicher Systeme in den einzelnen Mit-
gliedstaaten sowohl zeitlich als auch hinsichtlich der Tragweite stark von-
einander abwichen. So wurde in Großbritannien beispielsweise das Publi-
zitätssystem30 verfolgt, wonach in bestimmten zeitlichen Abständen Do-
kumente und Berichte (zumeist Geschäftsberichte, Rechnungen, Rückla-
gen) der Aufsichtsbehörde vorgelegt und von dieser publiziert wurden. Die 
Prüfung der Behörde blieb hierbei rein formal. Sie kontrollierte lediglich 
die Vollständigkeit sowie Richtigkeit der Angaben. Ob der vorgelegte Ge-
schäftsplan sinnvoll, die Solvabilitätsrücklage ausreichend war oder die 
Geschäftsführung zweckmäßig agierte, blieb dem Urteil der Versicherten, 
der Presse und der Konkurrenz vorbehalten.31 In den Niederlanden hinge-
gen herrschte das System der Normativbestimmungen,32 verbunden mit 
einem Bewilligungsvorbehalt. Die dort vorherrschende Konstruktion baute 
auf dem Publizitätsprinzip auf, ging dabei aber noch einen Schritt weiter. 
Über die Publizität des Organisationsbetriebs hinaus führte die Behörde 
Aufsicht über die Einhaltung der einschlägigen normativen Vorschriften, 
zumeist solche zur Bildung einer finanziellen Rücklage. Zweck war die 
jederzeitige Liquidität des Versicherungsunternehmens. Auch in diesem 
Fall blieb die Prüfung der Aufsichtsbehörde formal. Einwirkungsmöglich-
keiten standen der Behörde lediglich zu, solange die Voraussetzungen der 
jeweiligen Normativbestimmungen nicht (mehr) vorlagen. Die Organisati-
on dieses Aufsichtssystems war weitaus komplexer als das Publizitätsprin-
zip. Denn hierzu bedarf es eines Publizitätsdienstes, eines technischen und 
eines juristischen Dienstes unter derselben Leitung und oftmals eines Ver-
sicherungsrates, zusammengesetzt aus verschiedenen Sachverständigen.33 
Unter anderem in Deutschland fand sich das System der materiellen 
Staatsaufsicht mit Bewilligungsprinzip.34 Hierbei wacht die Aufsichtsbe-
hörde sowohl formell als auch materiell über die normativen Anforderun-

                                        
30  Boss, Systeme der Staatsaufsicht über Versicherungsunternehmungen, 1995, S. 33 ff; Miersch, Versiche-

rungsaufsicht nach den Dritten Richtlinien, 1996, S. 3; Mösbauer, Staatsaufsicht über die Wirtschaft, 1990, 
S. 391. 

31  Boss, Systeme der Staatsaufsicht über Versicherungsunternehmungen, 1995, S. 35. 
32  Boss, Systeme der Staatsaufsicht über Versicherungsunternehmungen, 1995, S. 45 ff.; Miersch, Versiche-

rungsaufsicht nach den Dritten Richtlinien, 1996, S. 4; Mösbauer, Staatsaufsicht über die Wirtschaft, 1990, 
S. 391. 

33  Boss, Systeme der Staatsaufsicht über Versicherungsunternehmungen, 1995, S. 55 
34  Boss, Systeme der Staatsaufsicht über Versicherungsunternehmungen, 1995, S. 57 ff.; Miersch, Versiche-

rungsaufsicht nach den Dritten Richtlinien, 1996, S. 5 ff.; Bähr, in: Fahr/Kaulbach/Bähr/Pohlmann, VAG, 
5. Aufl. 2012, § 81 Rn. 3 ff.; Mösbauer, Staatsaufsicht über die Wirtschaft, 1990, S. 391. 



11 

gen. Das System entspricht daher weitestgehend dem System der Norma-
tivbestimmungen, der Behörde stehen darüber hinaus allerdings die Kom-
petenzen zu, die vorgeschriebenen Anforderungen auch adäquat durchzu-
setzen. Das ihr zustehende Ermessen hat die Aufsichtsbehörde dabei stets 
pflichtgemäß, d. h. insbesondere verhältnismäßig auszuführen.35 Um diese 
Vielfalt rechtlicher Ausgestaltung auf einen gleichen Nenner zu bringen, 
verabschiedete der Rat am 18. Dezember 1961 zunächst zwei „Allgemeine 
Protokolle“ zur Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs,36 worin ein zeitlicher Rahmen für 
die Umsetzung abgesteckt wurde. Schritt für Schritt37 sollten bis Ende 
1969 die Beschränkungen auf dem Gebiet der Rückversicherung, Lebens- 
und Schadensversicherung abgeschafft werden. Der ursprünglich entwi-
ckelte Zeitplan konnte im Ergebnis allerdings nicht eingehalten werden, 
was dazu führte, dass mit Ablauf der Übergangsvorschriften des EWGV 
Ende 1969 die Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit direkt zur An-
wendung kamen. Lediglich im Bereich des Rückversicherungsrechts wurde 
1964 bereits eine entsprechende Richtlinie38 erlassen. Die sog. Erste Richt-
liniengeneration zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
auf dem Gebiet der Direktversicherungen erfolgte hingegen erst 1973 bzw. 
1979. 

 

1.  Erste Richtliniengeneration 

Zur Umsetzung der Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit erließ der 
Rat der Europäischen Union in den 1970er Jahren mit seinen Richtlinien 
zur Koordinierung der Rechts und Verwaltungsvorschriften bezüglich der 
Schadensversicherung39 sowie bezüglich der Lebensversicherung40 die sog. 
                                        
35  Miersch, Versicherungsaufsicht nach den Dritten Richtlinien, 1996, S. 7; Ehlers, in: Achter-

berg/Püttner/Würtenberger, Besonderes Verwaltungsrecht, Bd. I, 2. Aufl. 2000 Rn. 398. 
36  ABl. 2 vom 15. 1. 1961, S. 36/62 ff. (Niederlassung) und S. 32/62 ff. (Dienstleistung). 
37  Bis Ende 1963 Abschaffung der Beschränkungen der Niederlassungs- sowie Dienstleistungsfreiheit im 

Bereich der Rückversicherung; auf dem Gebiet der Erst- und Direktversicherung die Beseitigung der Be-
schränkungen der Niederlassungsfreiheit bis spätestens 1967 und der Dienstleistungsfreiheit bis 1969: 
Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsvermittlung in Deutschland, 
2002, S. 46 f. 

38  RL 64/225/EWG vom 25. 2. 1964, ABl. EG 870/64. 
39  RL 73/239/EWG vom 24. 7. 1973 (zit.: 1. RL Schaden). 
40  RL 79/267/EWG vom 5. 3. 1979 (zit.: 1. RL Leben). 
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Erste Richtliniengeneration. Diese Richtlinien zielten insbesondere auf die 
Koordinierung der finanziellen Anforderungen eines Versicherungsunter-
nehmens zum Schutze der Versicherten und Dritter ab.41 Diesem Zweck 
diente gleichfalls die Trennung der Zweige Schadensversicherung und Le-
bensversicherung. Diese Trennung findet sich in Deutschland heute in § 8 
Abs. 1a VAG normiert, wonach die Lebensversicherung nicht zusammen 
mit anderen Versicherungssparten betrieben werden darf. Die jeweiligen 
Interessen der Lebens- bzw. Schadensversicherten sollten unangetastet 
bleiben, die Solvabilitätsspanne sollte nicht durch den jeweils anderen 
Zweig getragen werden, sodass etwa den Lebensversicherten auch der Ge-
winn aus der Lebensversicherung zu Gute kommt.42 Das Verbot besteht 
auch für die Krankenversicherung in Verbindung mit anderen Versiche-
rungssparten. 

Besonderes Augenmerk wurde im Rahmen der Ersten Richtliniengenerati-
on auf die Schaffung einer ausreichenden finanziellen Rückstellung (in 
Form der Solvabilitässpanne und des Garantiefonds), der Vereinheitli-
chung der Zulassungsvoraussetzungen für die Errichtung eines Versiche-
rungsunternehmens, einer Niederlassung oder einer Agentur sowie die An-
erkennung der für Versicherungsunternehmen zulässigen Rechtsformen im 
Ausland und das Verbot versicherungsfremder Geschäfte gelegt. Bezüglich 
der Kompetenzverteilung zwischen der Tätigkeitsland- und der Sitzland-
behörde wurde insbesondere zunächst das Tätigkeitslandprinzip geprägt.43 
Danach bedurfte es für die Begründung der Versicherungstätigkeit eines 
Unternehmens in einem Mitgliedstaat einer entsprechenden Zulassung der 
jeweiligen Tätigkeitslandbehörde.44 Das Zulassungsverfahren richtete sich 
dabei nach den jeweiligen nationalen Vorschriften des Tätigkeitslandes. 
Lediglich in Bezug auf die Finanzaufsicht blieb weiterhin die Sitzlandbe-
hörde zuständig. Die Tätigkeitslandbehörde hatte insoweit bei der Prüfung 
der Zulassungsvoraussetzungen die durch die Sitzlandaufsicht ausgestellte 
Solvabilitätsbescheinigung anzuerkennen.45 Die Möglichkeit der Versa-
gung einer Zulassung zum Geschäftsbetrieb in versicherungstechnisch 

                                        
41  In Erwägung stehende Gründe, 1. RL Schaden; In Erwägung stehende Gründe, 1. RL Leben. 
42  Art. 14 der 1. RL Leben. 
43  Kaulbach/Pohlmann, in: Fahr/Kaulbach/Bähr/Pohlmann, VAG, 5. Aufl. 2012, Vor § 1 Rn. 23. 
44  Art. 6 Abs. 2 der 1. RL Leben. 
45  Zeides, Zweigniederlassungen ausländischer Versicherungsunternehmen in Deutschland, 2004, S. 57. 
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überversorgten Gebieten (sog. Bedürfnisprüfung) wurde weiterhin unter-
sagt.46 

Dadurch, dass die Angleichungsmaßnahmen als Richtlinie ergingen, wurde 
den Mitgliedstaaten ein weiter Spielraum bei der Umsetzung in Bezug auf 
die Intensität und die Mittel belassen. Da es sich bei der versicherungs-
rechtlichen Materie jedoch um ein komplexes Spannungsfeld zwischen den 
Interessen der Versicherungsunternehmen, der Versicherten sowie der Ver-
sicherungsaufsicht handelt und das Versicherungsrecht zudem eine Spezi-
almaterie darstellt, bedurfte es hier einer detaillierten Ausarbeitung durch 
den nationalen Gesetzgeber.47 Der deutsche Standard reichte bereits vorher 
annähernd an die europäischen Vorgaben heran. Der Großteil der Ände-
rungen betraf daher lediglich die der Finanzaufsicht zufallende Schaffung 
einer Solvabilitätsrücklage. Aufgrund der in Deutschland bestehenden 
Spartentrennung bedurfte es zudem nun der Zulassung weiterer, eigenstän-
diger Versicherungsbereiche. Dies führte erstmalig zur Aufsicht über die 
bis dato aufsichtsfreie Transportversicherung. 

Mittels der Ersten Richtliniengeneration entstand im Ergebnis noch kein 
gemeinsamer Markt. Die Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten wurden nur in einigen Teilbereichen angeglichen. Überwie-
gend blieb es den nationalen Gesetzgebern jedoch überlassen, wesentliche 
Aspekte selbst zu regeln. Erreicht wurde lediglich eine Teilrechtsharmoni-
sierung. Wichtige Mindeststandards wurden vor allem auf dem Gebiet der 
Finanzaufsicht geschaffen. 

 

2.  Das Weißbuch und die Einheitliche Europäische Akte 

Mit dem „Weißbuch“48 gab die Kommission 1985 einen Organisationsplan 
zur Verwirklichung des Binnenmarktes anhand von 300 (später reduziert 
auf 282) zu verabschiedender Gesetzesinitiativen innerhalb von sieben Jah-
ren bis Ablauf des Jahres 1992 vor. Der Zeitplan fand seine Verankerung 
in Art. 14 des EG-Vertrags und wurde durch die Kommission überwacht, 
                                        
46  Zeides, Zweigniederlassungen ausländischer Versicherungsunternehmen in Deutschland, 2004, S. 57. 
47  Schmidt/Präve, in: Prölss, VAG, 12. Aufl. 2005, Vorbem. Rn. 28. 
48  KOM (85) 310 endg. 
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hat im Ergebnis aber keinerlei rechtliche Wirkung. Der politische Druck 
hingegen wurde nicht unterschätzt.49 Der Prozess zur Verwirklichung eines 
gemeinsamen Marktes verlief bis dato schleppend, was dazu führte, dass 
das gesamte Projekt bereits als „Jahrhundertaufgabe“ betitelt wurde.50 Man 
bemerkte, dass die Methode der Rechtsangleichung auf dem Gebiet des 
Versicherungssektors zeitnah zu keinen Erfolgen führen würde. Daher 
drängte die Kommission mit dem neuen Konzept primär zur Anerkennung 
ausländischer Rechtssysteme sowie zur Angleichung nationaler Regelun-
gen.51 Dabei wurde die Erste Richtliniengeneration als fundierter Grund-
stock für die weitere Entwicklung angesehen.  

Aufbauend auf das Weißbuch trat am 1. Juli 1987 die Einheitliche Europä-
ische Akte in Kraft.52 Darin wurden das Ziel aus dem Weißbuch bekräftigt 
und die Mitgliedstaaten verpflichtet, gemäß Art. 14 Abs. 1 EGV bis Ablauf 
des Jahres 1992 schrittweise einen Binnenmarkt zu verwirklichen. Zu-
sammen mit diesen Zielvorgaben wurde ebenfalls das Beschlussfassungs-
verfahren geändert. Statt der Zustimmung aller Mitgliedstaaten bedurfte es 
von nun an für den Beschluss der meisten Maßnahmen zur Förderung der 
Binnenmarktstruktur nur noch einer qualifizierten Mehrheit.53 Dies betrifft 
vor allem den Erlass von Richtlinien und Verordnungen. 

 

3.  Das Versicherungsurteil des EuGH 

Parallel zur Entwicklung der Einheitlichen Europäischen Akte erging be-
reits am 4. Dezember 1986 ein entscheidendes Urteil des EuGH zur 
Dienstleistungsfreiheit im Versicherungssektor.54 Kernfrage des Rechts-
streits bildete die Vereinbarkeit des § 105 VAG a. F. mit den Unionsver-

                                        
49  Badenhoop, VW 1987, 622 ff. 
50  Miersch, Versicherungsaufsicht nach den Dritten Richtlinien, 1996, S. 33. 
51  KOM (85) 310 endg., S. 6 Rn. 13; vgl. auch Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die 

Versicherungsvermittlung in Deutschland, 2002, S. 52; Miersch, Versicherungsaufsicht nach den Dritten 
Richtlinien, 1996, S. 34. 

52  ABl. EG L 169/1; RatifizierungsG vom 19. 12. 1986, BGBl. II 1986, S. 1102, Bekanntmachung vom 
31. 7. 1987, BGBl. II 1987, S. 451. 

53  Vormals Art. 95 EGV (Art. 100a EWG); vgl. Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und 
die Versicherungsvermittlung in Deutschland, 2002, S. 53. 

54  EuGH, Rs. 205/84 (Kommission/Deutschland), Slg. 1986, 3755. 
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trägen.55 § 105 VAG a. F. besagte, dass die im Inland durch Vertreter, Be-
vollmächtigte, Agenten oder Vermittler betriebenen Versicherungsgeschäf-
te einerseits der Zulassung durch die Aufsichtsbehörde, andererseits aber 
auch einer Niederlassung im Inland bedürfen. Neben Deutschland enthielt 
auch das Versicherungsrecht Frankreichs, Dänemarks und Irlands ver-
gleichbare Regelungen.56 Die Kommission hielt insbesondere das Erfor-
dernis einer Niederlassung für eine unzulässige Beschränkung der Dienst-
leistungsfreiheit und strengte ein Vertragsverletzungsverfahren gemäß 
Art. 169 EWGV57 gegen alle vier Mitgliedstaaten an. Das Urteil des EuGH 
im Verfahren der Kommission gegen Deutschland steckt vor allem den In-
halt und die Grenzen der Dienstleistungsfreiheit ab, die im Folgenden in 
seinen Grundzügen dargestellt werden soll. 

 

a)  Abgrenzung der Dienstleistungs- von der 
Niederlassungsfreiheit 

Der EuGH stellte fest, dass das Erfordernis einer Niederlassung quasi die 
Negation der Dienstleistung darstelle, die wiederum darauf abziele, ohne 
sich niederlassen zu müssen, Dienstleistungen in anderen Mitgliedstaaten 
zu erbringen.58 Daher bedurfte es zunächst einer Abgrenzung der Dienst-
leistungs- von der Niederlassungsfreiheit anhand verschiedener Kriterien. 

 

aa)  Kriterium der Ausrichtung 

Zur Vermeidung von Umgehungsgeschäften orientiert sich der EuGH ent-
sprechend seiner bisherigen Rechtsprechung weiterhin daran, wo die Tä-
tigkeit des Versicherungsunternehmens ihren wirtschaftlichen Schwer-
punkt, mithin ihre Ausrichtung erfährt. So ist ein Unternehmen, das seinen 
Tätigkeitsschwerpunkt auf einen anderen Mitgliedstaat ausgerichtet hat, 
                                        
55  § 105 VAG in seiner Fassung des 14. Gesetzes zur Änderung des VAG vom 29. 3. 1983, BGBl. I, S. 377. 
56  Die Urteile in den Verhandlungen gegen Frankreich (Rs. 220/83), Dänemark (Rs. 252/83) und Irland 

(Rs. 206/84) verweisen überwiegend auf das Urteil gegen Deutschland; Vgl. Schmidt, Die Deregulierung 
der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsvermittlung in Deutschland, 2002, S. 54. 

57  Sodann Art. 226 EGV, nunmehr 258 Abs. 2 AEUV. 
58  EuGH, Rs. 205/84 (Kommission/Deutschland), Slg. 1986, 3755 Rn. 52. 
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nach den Vorschriften über das Niederlassungsrecht und nicht nach denen 
des Dienstleistungsrechts zu beurteilen.59 Der Grund hierfür findet sich da-
rin, dass das Unternehmen gerade nicht in die Lage versetzt werden soll, 
die im Inland einschlägigen, möglicherweise scharfen Berufsregelungen 
dadurch außer Kraft zu setzen, dass es sich in einem anderen Mitgliedstaat 
niederlässt und von dort im Wege des freien Dienstleistungsverkehrs wirt-
schaftlich in großem Umfang im Inland tätig wird. Relevant wird diese 
Fallgestaltung daher auch nur, wenn bezüglich der Niederlassungs- und der 
Dienstleistungsfreiheit verschiedene Kontrollstandards bestehen.60 

 

bb)  Kriterium der ständigen Präsenz 

Hinsichtlich der Dienstleistungsfreiheit war in Art. 60 Abs. 3 EWG nieder-
gelegt, dass der Dienstleistungsfreiheit das Element „vorübergehender“ 
Leistung innewohnt. Im Umkehrschluss dazu prägte der EuGH nunmehr in 
Bezug auf das Niederlassungsrecht das Erfordernis einer „ständigen Prä-
senz“.61 Nach Auffassung des EuGH bedürfe es für die Begründung einer 
ständigen Präsenz jedoch keiner Niederlassung oder Agentur, vielmehr ge-
nüge auch ein Büro, „das von dem eigenen Personal des Unternehmens o-
der von einer Person geführt wird, die zwar unabhängig, aber beauftragt 
ist, auf Dauer für dieses Unternehmen wie eine Agentur zu handeln“.62 Im 
Einzelfall bedarf es einer wertenden Gesamtbetrachtung aller tatsächlichen 
und rechtlichen Umstände, ob von einer ständigen Präsenz ausgegangen 
werden kann. 

 

cc)  Kumulverbot 

Unter dem Stichwort „Kumulverbot“ wurde lange Zeit diskutiert, ob ein 
Nebeneinander von Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit möglich 
sei. Die Problematik stellt sich, wenn sich ein mit ständiger Präsenz in ei-

                                        
59  EuGH, Rs. 205/84 (Kommission/Deutschland), Slg. 1986, 3755 Rn. 22. 
60  Miersch, Versicherungsaufsicht nach den Dritten Richtlinien, 1996, S. 19. 
61  EuGH, Rs. 205/84 (Kommission/Deutschland), Slg. 1986, 3755 Rn. 21. 
62  EuGH, Rs. 205/84 (Kommission/Deutschland), Slg. 1986, 3755 Rn. 21. 



17 

nem Mitgliedstaat niedergelassenes Versicherungsunternehmen, welches 
sodann der Niederlassungsfreiheit unterfällt, zudem auch auf die Dienst-
leistungsfreiheit beruft. Dem Wortlaut des Versicherungsurteils wurde wei-
testgehend ein entsprechendes Verbot entnommen.63 Zu Recht wurde das 
Kumulverbot insoweit kritisiert, als sich ein Versicherungsunternehmen, 
das in einem Mitgliedstaat lediglich eine geringe Versicherungssparte aus-
übt, auch für die übrigen Geschäftstätigkeiten nicht mehr auf die Dienst-
leistungsfreiheit berufen kann. Eine „geschäftsbezogene“ Auslegung64 
konnte sich im Ergebnis aber nicht durchsetzen. Der diesbezügliche Mei-
nungsstreit sowie die Frage, ob sich das Kumulverbot unmittelbar aus dem 
Versicherungsurteil entnehmen lässt, kann nunmehr dahinstehen, zumal 
das Kumulverbot seit Inkrafttreten der Dritten Richtliniengeneration65 un-
zulässig ist. 

 

b)  Rechtfertigung der Beschränkung der Dienstleistungsfreiheit 

Der EuGH führte in seinem Urteil weiter aus, dass Beschränkungen der 
Dienstleistungsfreiheit im Einzelfall gerechtfertigt sein können, wenn sie 
diskriminierungsfrei sind und die folgenden drei Voraussetzungen kumula-
tiv erfüllt sind: Zum einen müssen zwingende Gründe des Allgemeininte-
resses bestehen. Zweitens dürfen die Vorschriften des Niederlassungsstaa-
tes nicht ausreichen, um das Schutzniveau zu erreichen und drittens dürfen 
die Anforderungen des Bestimmungsstaates nicht über das Erforderliche 
hinausgehen,66 mithin darf das Interesse also nicht durch weniger ein-
schneidende Maßnahmen gleichfalls erreicht werden können. Der EuGH 
führte dazu in der Vorlagefrage aus, dass es sich beim Versicherungssektor 
um einen besonders sensiblen Bereich handele, in dem der Versicherungs-
nehmer erhöhten Schutzes bedürfe. Das Versicherungsgeschäft kristallisie-

                                        
63  Vgl. den Wortlaut des EuGH, Rs. 205/84 (Kommission/Deutschland), Slg. 1986, 3755 Rn. 21; Schmidt, Die 

Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsvermittlung in Deutschland, 2002, S. 58; 
Badenhoop, VW 1987, 622 (628). 

64  So der Ansatz von Dauses, in: Ress/Will (Hrsg.), Europa-Institut Nr. 146, S. 147. 
65  Siehe Art. 37 der 3. RL Schaden und 3. RL Leben; generell zur Dritten Richtliniengeneration sodann in 

diesem Teil unten unter A.III.5. 
66  EuGH, Rs. 205/84 (Kommission/Deutschland), Slg. 1986, 3755 Rn. 33. 
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re sich als Massengeschäft heraus, bei dessen Vertragsschluss die Zeit der 
vom Vertrag bestimmten Leistung noch nicht bestimmt sei.67  

Dies zeige sich auch gerade darin, dass die Mitgliedstaaten Regelungen zur 
Mindestkapitalausstattung, einer Kontrolle der Versicherungsbedingungen 
sowie einer laufenden Aufsicht geschaffen hätten.68 Aufgrund dessen nahm 
der EuGH ein Allgemeininteresse auf dem Gebiet des Versicherungsrechts 
an, um Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs zu rechtferti-
gen.  

Und obwohl mit Umsetzung der Ersten Richtliniengeneration in den Mit-
gliedstaaten ein erster Grundstandard zum Schutz der Interessen der Versi-
cherungsnehmer entstanden ist, ging der EuGH im Ergebnis davon aus, 
dass im konkreten Fall keine gleichwertigen Aufsichtsregeln im Herkunfts-
land bestanden. Mit der Ersten Richtliniengeneration wurde insbesondere 
der Zugang zum Markt eines Mitgliedstaates erleichtert. In diesem Rahmen 
wurden Teilharmonisierungen in Bezug auf die Eigenmittel, die versiche-
rungstechnischen Reserven und die Versicherungsbedingungen geschaffen, 
nicht geregelt wurde hingegen das Verhältnis zwischen Tätigkeitsland- und 
Sitzlandsaufsicht.69 Die nationalen Vorschriften wichen auf diesem Gebiet 
daher weiterhin stark voneinander ab, weswegen der EuGH anerkannte, 
dass die Aufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten weiterhin befugt sind, die-
se Materie betreffend ihre eigenen Regelungen durchzusetzen. 

Gemäß der vom EuGH im Versicherungsurteil aufgestellten dritten Bedin-
gung zur Rechtfertigung von Beschränkungen der Dienstleistungsfreiheit 
müssen die getroffenen Maßnahmen und die diesen zugrunde liegenden 
Bestimmungen dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entsprechen, insbe-
sondere erforderlich sein. Konkret stellte der EuGH die Frage, ob die 
„Überwachung im Rahmen einer Zulassungsregelung erfolgen muß und 
eine feste Niederlassung des Versicherungsunternehmens im Bestim-
mungsstaat erfordert.“70 Zunächst stellte der EuGH fest, dass das Erforder-
nis sowie die Prüfung einer Zulassung legitim sind.71 Im Rahmen der Ers-

                                        
67  EuGH, Rs. 205/84 (Kommission/Deutschland), Slg. 1986, 3755 Rn. 30 f. 
68  EuGH, Rs. 205/84 (Kommission/Deutschland), Slg. 1986, 3755 Rn. 32. 
69  EuGH, Rs. 205/84 (Kommission/Deutschland), Slg. 1986, 3755 Rn. 35 ff. 
70  EuGH, Rs. 205/84 (Kommission/Deutschland), Slg. 1986, 3755 Rn. 41. 
71  EuGH, Rs. 205/84 (Kommission/Deutschland), Slg. 1986, 3755 Rn. 44. 



19 

ten Richtliniengeneration wurde insoweit anerkannt, dass jeder Staat die 
Aufnahme von Tätigkeiten von einer Zulassung im eigenen Staat gemäß 
dem innerstaatlichen Zulassungsverfahren abhängig machen kann. Das Er-
fordernis einer Niederlassung in dem betreffenden Mitgliedstaat lässt sich 
hingegen nicht rechtfertigen. Insbesondere Erwägungen dahingehend, dass 
eine Niederlassung im Inland den administrativen Ablauf erleichtert, sind 
nicht geeignet, das Gemeinschaftsrecht − vor allem in Form der Grundfrei-
heiten − zu überdecken. Eine Zulassungsregelung genügt daher einer adä-
quaten Führung der Aufsicht.72 

 

c)  Ergebnis 

Das Versicherungsurteil des EuGH gab im Ergebnis wichtige Anstöße im 
Hinblick auf die Verwirklichung eines Binnenmarktes im Bereich des Ver-
sicherungsrechts. Zunächst wurden Kriterien zur Unterscheidung der 
Dienst- von der Niederlassungsfreiheit definiert. Zudem stellte der EuGH 
das Verhältnis zwischen Dienst- und Niederlassungsfreiheit dergestalt fest, 
dass bei Eingreifen der Niederlassungsfreiheit ein Rückgriff auf die 
Dienstleistungsfreiheit unzulässig sei. Schließlich wurden Voraussetzun-
gen für die Rechtfertigung beschränkender Maßnahmen deklariert und im 
Ergebnis festgehalten, dass eine Zulassungsregelung in vollem Umfang 
den gemeinschaftsrechtlichen Anforderungen standhält, während das Er-
fordernis einer Niederlassung zum Erreichen einer geeigneten Aufsichts-
führung nicht erforderlich ist. 

 

4.  Zweite Richtliniengeneration 

Gemäß den Vorgaben der Einheitlichen Europäischen Akte sollte bis zum 
31. Dezember 1992 ein europäischer Binnenmarkt geschaffen sein. Dieser 
wurde in Art. 14 Abs  2 EGV73 als „Raum ohne Binnengrenzen, in dem der 
freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital gemäß 
den Bestimmungen der Verträge gewährleistet ist“ definiert. Da im Rah-
                                        
72  EuGH, Rs. 205/84 (Kommission/Deutschland), Slg. 1986, 3755 Rn. 54 f. 
73  Nunmehr Art. 26 Abs. 2 AEUV. 
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men der Ersten Richtliniengeneration weitestgehend eine Harmonisierung 
zum Zwecke der Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit vollzogen 
wurde, galt es nun, einen vergleichbaren Standard auch in Bezug auf den 
freien Dienstleistungsverkehr herzustellen, doch die diesbezüglichen Ver-
handlungen liefen lange Zeit erfolglos. Bereits seit Beginn der Verhand-
lungen zur Umsetzung der Niederlassungsfreiheit, wurde parallel die An-
gleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften zur Verwirklichung 
der Dienstleistungsfreiheit diskutiert. Aber erst das Weißbuch und die Ein-
heitliche Europäische Akte brachten den erforderlichen neuen Anstoß. Der 
neu eingeführte Abstimmungsmodus, nach welchem lediglich eine qualifi-
zierte Mehrheit zur Beschlussfassung erforderlich wurde, brachte die Ar-
beiten zügig voran. Das Versicherungsurteil des EuGH brachte letztlich 
den Durchbruch.74 Im Unterschied zum Niederlassungsrecht, das die freie 
Standortwahl innerhalb der Gemeinschaft regeln soll, sichert das Recht auf 
freien Dienstleistungsverkehr die Erbringung einer Leistung vom Her-
kunftsland aus. Von daher verlagerte sich der Blickwinkel von einer reinen 
Tätigkeitslandaufsicht hin zu einer Sitzlandaufsicht. Im Jahr 1988 erging 
schließlich die Zweite Richtlinie zur Schadensversicherung,75 gefolgt von 
der Zweiten Richtlinie zur Lebensversicherung76 im Jahre 1990. Darin 
wurde das Sitzlandprinzip allerdings noch nicht in seiner Gänze verwirk-
licht.  

Eine wesentliche Neuerung in der Schadensversicherung stellt die Unter-
scheidung zwischen Groß- und Massenrisiken dar. Eine Abgrenzung er-
folgte anhand der Kriterien Versicherungszweige, Tätigkeit des Versiche-
rungsunternehmens und wirtschaftliche Größe gemessen an der Bilanz-
summe, Umsatz und Beschäftigungszahl.77 Die Unterscheidung diente da-
zu, die weniger schutzbedürftigen Großrisiken weniger strengen 
Aufsichtsregeln zu unterwerfen. Hierin zeigte sich erneut eine zunehmende 
Tendenz der Deregulierung. So durfte nunmehr eine vorherige Genehmi-

                                        
74  Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsvermittlung in Deutschland, 

2002, S. 63; Miersch, Versicherungsaufsicht nach den Dritten Richtlinien, 1996, S. 35; Donhauser, Das 
Versicherungsaufsichtsrecht und der europäöische Binnenmarkt, in: 100 Jahre materielle Versicherungsauf-
sicht, Bd. I, 2001, S. 132. 

75  RL 88/357/EWG vom 22. 6. 1988, ABl. EG L 172/1 (im Folgenden zit.als 2. RL Schaden). 
76  RL 90/619/EWG vom 8. 11. 1990, ABl. EG L 330/50 (im Folgenden zit. als 2. RL Leben). 
77  Art. 5 der 2. RL Schaden; Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungs-

vermittlung in Deutschland, 2002, S. 65. 
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gung und systematische Übermittlung der Versicherungsbedingungen, Ta-
rife und Formblätter78 sowie eine vorherige Zulassung für Tätigkeiten im 
Rahmen der Dienstleistungsfreiheit79 nicht mehr verlangt werden. Viel-
mehr durfte lediglich die Einreichung bestimmter Bescheinigungen über 
den Nachweis der Mindestsolvabilitätsspanne und über die betriebenen 
Versicherungszweige von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaates der 
Niederlassung verlangt werden.80 

Da das Versicherungsvertragsrecht bis dato nicht harmonisiert wurde und 
verhindert werden sollte, dass ein Versicherungsnehmer mit dem Vertrags-
recht eines Mitgliedstaates konfrontiert wird, zu dem er keinerlei Bezug 
hat, enthalten die Richtlinienvorgaben zusätzlich Regelungen zum Interna-
tionalen Privatrecht. Im Bereich der Schadensversicherung gilt demnach 
das Recht des Mitgliedstaates, in dem das Risiko belegen ist.81 Für Großri-
siken in der Schadensversicherung besteht Rechtswahlfreiheit,82 eine be-
schränkte Rechtswahl ist ferner in bestimmten Fällen für Massenrisiken 
vorgesehen, für die mehrere Anknüpfungspunkte bestehen.83 Für die Le-
bensversicherung gilt grundsätzlich das Recht des Mitgliedstaates der Ver-
pflichtung,84 d. h. der Mitgliedstaat, in dem der Versicherungsnehmer sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt führt, bei juristischen Personen das Recht 
des Staates der Niederlassung. Es gilt ferner eine beschränkte Rechtswahl 
für den Fall, dass der Versicherungsnehmer seinen gewöhnlichen Aufent-
halt nicht in dem Staat hat, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt,85 ferner, 
wenn das Recht des berufenen Mitgliedstaates dies vorsieht.86 Zudem ist 
derjenige Versicherungsnehmer weniger schutzwürdig, der sich auf eigene 
Initiative an das ausländische Versicherungsunternehmen wendet. Dahinter 
steht der Gedanke, dass der Versicherungssuchende freiwillig auf den 
Schutz der im Inland vorherrschenden, möglicherweise strengeren Versi-

                                        
78  Art. 8 Abs. 3 und Art. 10 Abs. 3 der 1. RL Schaden i. d. F. der Art. 9 und 18 der 2. RL Schaden. 
79  Art. 16 der 2. RL Schaden. 
80  Art. 16 der 2. RL Schaden. 
81  Art. 7 Abs. 1 lit. a der 2. RL Schaden. 
82  Art. 7 Abs. 1 lit. f der 2. RL Schaden. 
83  Art. 7 Abs. 1 lit. b und c der 2. RL Schaden. 
84  Art. 4 Abs. 1 der 2. RL Leben. 
85  Art. 4 Abs. 2 der 2. RL Leben. 
86  Art. 4 Abs. 1 Satz 2 der 2. RL Leben. 


